Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare Einundfünfzigste Verordnung 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

Auf Grund des § 27 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 
und 2, § 5 und § 10 Abs. 2 bis 4 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes vom 28. April 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 481), zuletzt geändert durch Artikel 21 des 
Zuständigkeitsanpassungs-Gesetzes vom 18. März 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 705), verordnet die Bun- 
desregierung: 

§ 1 

Die Einfuhrliste — ■ Anlage zum Außenwirtschafts- 
gesetz — in der Fassung der Achtundvierzigsten 
Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste vom 
17. Dezember 1974 (Beilage zum Bundesanzeiger 
Nr. 237 vom 20. Dezember 1974), zuletzt geändert 
durch die Fünfzigste Verordnung zur Änderung 

Bonn, den 17. November 1975 
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25. 11.75 
Sachgebiet 7400 


zur Änderung der Einfuhrliste 


der Einfuhrliste vom (Bundesanzeiger 

Nr. . . . vom ), wird in Teil III (Waren- 

liste) nach Maßgabe der Änlage geändert. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage zur Einundfünfzigsten Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 


Teil III (Warenliste) wird wie folgt geändert: 

Bei den nachfolgend auf geführten Warennummern 
wird in Spalte 4 der Anmerkungshinweis „40)" ein- 
gefügt: 


5509.290 Nr. 1 
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240 

5607.010 
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030 

270 
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720 
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650 
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770 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 25, November 1975 — 1/4 (IV/2) — 651 09 — Ei 32/75, 
Federführend: Bundesminister für Wirtschaft. 

Die Verordnung wurde am 18. November 1975 im Bundesanzeiger Nr. 215 verkündet. 

Sie wird gleichzeitig dem Präsidenten des Bundesrates mitgeteilt. 
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Vermerk 

Betr.; Einundfünfzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 


Mit der Einundfünfzigsten Verordnung zur Ände- 
rung der Einfuhrliste wird für die Einfuhr verschie- 
dener Textil- und Bekleidungserzeugnisse, bei 
denen Hongkong Ursprungs-, aber nicht Einkaufs- 
land ist, das Genehmigungsverfahren vorgeschrie- 
ben. 

Diese Maßnahme ist notwendig geworden, weil in 
letzter Zeit in steigendem Umfang Textil- und Be- 
kleidungserzeugnisse aus Hongkong über dritte 
Länder in die Bundesrepublik Deutschland einge- 
führt worden sind. Durch die Mengen und Preise 
dieser Einfuhren droht ein erheblicher Schaden für 
die einheimische Erzeugung gleichartiger Waren 
einzutreten. Angesichts der unzureichenden Aus- 
lastung der deutschen Textilindustrie und der Be- 
deutung dieses Industriezweiges für die Gesamt- 
wirtschaft muß dieser Schaden abgewendet werden. 
Das gilt ganz besonders in der gegenwärtigen un- 
befriedigenden Arbeitsmarktsituation. 

Mit der Einundfünfzigsten Änderungsverordnung 
wird zugleich ein wichtiger Schritt zur Umsetzung 
des von der Europäischen Gemeinschaft und Hong- 
kong geschlossenen Ausfuhrselbstbeschränkungs- 
abkommens in deutsches Recht getan. Dieses Ab- 
kommen beruht auf dem multilateralen Textilab- 
kommen. Es ist von der Europäischen Gemeinschaft 


zwar noch nicht ratifiziert, jedoch durch Noten- 
wechsel vom 13. August 1975 de facto in Kraft 
gesetzt worden. Hongkong ist nach dem Abkommen 
gehalten, im einzelnen festgelegte Exportquoten 
nicht zu überschreiten und die Einhaltung der Quo- 
ten durch die Vergabe von Exportlizenzen zu über- 
wachen. Diesen Verpflichtungen ist Hongkong 
nachgekommen. 

Neben den beschränkten Direkteinfuhren aus Hong- 
kong hat sich jedoch eine erhebliche Umwegeinfuhr 
über dritte Länder herausgebildet. Derartige Um- 
wegeinfuhren, die von Hongkong aus kaum zu 
kontrollieren sind, können das Selbstbeschränkungs- 
abkommen aushöhlen. Ihnen wird mit den nun- 
mehr angeordneten Einfuhrbeschränkungen in der 
Bundesrepublik Deutschland begegnet. 

Die Bundesregierung hat am 31. Oktober 1975 die 
neuen Beschränkungen mit den anderen Mitglied- 
staaten und der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaft gemäß der Entscheidung des Rates vom 
19. Dezember 1972 (ABI. Nr. L 299/46 vom 31. De- 
zember 1972) konsultiert. Nach dieser Konsultation 
steht die Einführung des Genehmigungsverfahrens 
für Drittlandseinfuhren von bestimmten Hongkong- 
Waren auch mit dem Gemeinschaftsrecht in Ein- 
klang. 
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